
LINO GRIGUOLI 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 

für 

Grünpflege, Reinigungs,- Umzugs-, Haushaltsauflösungen und 
Entrümpelungsdienstleistungen 

 
1. Geltungsbereich 
Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für alle Verträge, Lieferungen und Leistungen 
zwischen Lino Griguoli, geschäftsansässig: Von-Pforzheim-Str. 45, 52457 Aldenhoven (nachfolgend 
„Unternehmer“) und dem Kunden im Zusammenhang mit sog. Grünpflege, Reinigungs,- Umzugs-, 
Haushaltsauflösungen und Entrümpelungsdienstleistungen (nachfolgend: auch „die Dienstleistungen“). 
Abweichende Bedingungen des Kunden werden nicht anerkannt, es sei denn, der Unternehmer stimmt 
ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zu. 
 
2. Vertragsschluss/Zustandekommen des Vertrages 
Der Vertrag kommt durch die Annahme des schriftlichen Angebots des Unternehmers durch den 
Kunden oder durch die schriftliche Bestätigung (Auftragsbestätigung) seitens des Unternehmers eines 
mündlich/fernmündlich, schriftlich (Brief/Telefax) oder auf elektronischem Wege (E-Mail; 
WhatsApp/SMS/Vergleichbare) durch den Kunden erteilten Auftrags zustande. Textform genügt. 
Mündliche Vereinbarungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Bestätigung.  
 
3. Leistungsumfang/Leistungserbringung 
Der Umfang der zu erbringenden Leistungen ergibt sich aus dem Angebot/dem Kostenvoranschlag 
und/oder verbindlich aus der Auftragsbestätigung. Zusätzliche Arbeiten, die nicht im Angebot enthalten 
sind, werden gesondert berechnet und müssen vorab zwischen dem Unternehmen und dem Kunden 
schriftlich (Textform genügt) vereinbart werden. Der Unternehmer kann, soweit nichts anderes 
vereinbart ist, einen weiteren Unternehmer mit der Durchführung der Dienstleistungen gem. Vertrag 
beauftragen. 
 
4. Pflichten des Kunden 
Der Kunde verpflichtet sich, dem Unternehmer alle für die Durchführung des Auftrags notwendigen 
Informationen rechtzeitig zur Verfügung zu stellen und Zutritt zu den betreffenden Räumlichkeiten zu 
gewähren. Dies beinhaltet insbesondere das Vorhandensein ausreichender Parkmöglichkeiten sowie 
die Beachtung behördlicher Vorschriften, wie z.B. das Einholen von Halteverbotszonen. 
 
5. Leistungszeit 
Die vereinbarten Termine für die Dienstleistungen sind verbindlich, sofern sie schriftlich bestätigt 
wurden. Verzögerungen, die nicht im Verantwortungsbereich des Unternehmers liegen, berechtigen den 
Unternehmer, die Leistung in Abstimmung mit dem Kunden entsprechend zu verschieben. 
 
6. Preise und Zahlungsbedingungen/Fälligkeit 
Die Preise für die Umzugs- und Entrümpelungsleistungen werden im Angebot oder im 
Kostenvoranschlag und abschließend in der Auftragsbestätigung festgelegt. Alle Preise verstehen sich 
zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer sowie unter Berücksichtigung ggf. nachweislich entstandener 
Auslagen (Material/Fahrkosten/Sonstige), sofern nicht anders angegeben. Die Zahlung der durch den 
Kunden in Auftrag gegebenen Dienstleistung des Unternehmers ist nach seiner vertragsgemäßen 
Leistungserbringung binnen sieben Werktagen nach Zugang einer ordnungsgemäßen kaufmännischen 
Rechnung des Unternehmers ohne Abzug fällig. Bei Zahlungsverzug des Kunden ist der Unternehmer 
berechtigt, Verzugszinsen und Verzugspauschalen in gesetzlicher Höhe zu berechnen und zu erheben. 
Im Übrigen gelten die gesetzlichen Rechtsfolgen des Verzuges, §§ 286 ff. BGB. Der Unternehmer ist 
unabhängig von den gesetzlichen Regelungen berechtigt, für jedes Mahnschreiben nach Eintritt des 
Verzuges Gebühren in Höhe von EUR 12,50 zu erheben und zusätzlich geltend zu machen. Die 
Geltendmachung eines weiteren Schadens bleibt dem Unternehmer vorbehalten. 
 
Für zu erbringende Dienstleistungen im Rahmen von Umzügen gilt zusätzlich abweichend zu den 
o.a. Ziffern Folgendes: 
 



a. Das vereinbarte Entgelt einschließlich der Ansprüche des Unternehmers aufgrund dieser 
Bedingungen ist, sofern vertraglich nicht anderes vereinbart wurde, bei Ablieferung, bei 
Auslandstransporten vor Beginn der Verladung, auf Basis einer ordentlichen kaufmännischen 
Rechnung zu Zahlung fällig. 

b. Kommt der Absender seiner Zahlungsverpflichtung nicht nach, ist der Möbelspediteur 
berechtigt, das Umzugsgut anzuhalten oder nach Beginn der Beförderung auf Kosten des 
Absenders, bis zur Zahlung des Entgelts und der bis zu diesem Zeitpunkt entstandenen 
Aufwendungen einzulagern. Kommt der Absender seiner Zahlungsverpflichtung auch dann 
nicht nach, ist der Möbelspediteur berechtigt, eine Pfandverwertung nach den gesetzlichen 
Vorschriften durchzuführen. 

c. Die Pfandverwertung erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen mit der Maßgabe, dass bei 
Ausübung des gesetzlichen Pfandrechts des Möbelspediteurs die Androhung des 
Pfandverkaufs und die erforderlichen Benachrichtigungen an den Absender zu richten sind. 

d. Die Vorschrift des § 419 HGB findet entsprechende Anwendung. 
e. Entstehen im Rahmen der vertraglichen Leistung unvorhersehbare Aufwendungen, sind diese, 

sofern diese der Unternehmer den Umständen nach für erforderlich halten durfte, durch den 
Kunden zuzüglich einer angemessenen Vergütung zu erstatten 

f. Erweitert der Kunde (Absender) nach Vertragsschluss den Leistungsumfang, ist der 
Unternehmer berechtigt, die hierdurch entstandenen Mehrkosten einschließlich einer 
angemessenen Vergütung dem Kunden in Rechnung zu stellen. 

g. Der Unternehmer/von ihm beauftragte Dritte ist, sofern nichts anderes vereinbart ist, nicht zur 
Vornahme von Dübel-, Elektro-, Sanitär- und sonstigen Installationsarbeiten verpflichtet. 

h. Die Bestimmung des Umzugsgutes obliegt dem Kunden. Dieser hat sicherzustellen, dass keine 
Gegenstände, die nicht Umzugsgut des Kunden sind, vertragswidrig mitgenommen werden 
bzw. dass keine Gegenstände in dem Objekt/Haus/Immobilie/Liegenschaft, von dem aus der 
Umzug vorgenommen werden soll, zurückgelassen werden. 

i. Soweit der Kunde keine Verpackung und Kennzeichnung durch den Unternehmer wünscht, 
weist dieser den Kunden auf den Haftungsausschluss gem. § 451 d 1 Ziff. 2 HGB hin. Zur 
Überprüfung des vom Absender verpackten Gutes ist der Unternehmer weder berechtigt noch 
verpflichtet, außer in Fällen der offensichtlichen Ungeeignetheit der Verpackung. 

j. Bei Verpackung durch den Unternehmer haftet dieser dann nicht für Transportschäden, wenn 
Störungen an der Funktion des Umzugsgutes aufgrund der natürlichen oder mangelhaften 
Beschaffenheit des Umzugsgutes nicht auszuschließen sind, es sei denn, der Kunde hat 
diesbezüglich dem Unternehmer besondere Weisungen erteilt. 

k. Zählt zu dem Umzugsgut gefährliches Gut, ist der Kunde verpflichtet, dem Unternehmer 
rechtzeitig anzugeben, welcher Natur die Gefahr ist, die von dem Gut ausgeht. Gefährliches 
Gut im Rahmen des Umzugs sind feuer- oder explosionsgefährliche, strahlende, zur 
Selbstentzündung neigende, giftige, ätzende, übelriechende oder ähnliche Güter. Dazu zählen 
insbesondere Akkus, Batterien, Brenn- und Heizmittel, Chemikalien, Gase, Lösungsmittel, 
Munition, und vergleichbare Gegenstände, die gemeinhin als gefährliches Gut bezeichnet 
werden würde. 

l. Für Umzugsgut, dass aufgrund seiner Größe oder seines Gewichtes und der Bedingungen am 
Zielort nicht ohne die Gefahr von Beschädigungen entladen werden kann, hat der Unternehmer 
von dem Kunden Weisungen einzuholen. Bei Beförderungs- oder Ablieferungshindernissen gilt 
§ 419 HGB. 

 
7. Haftung und Gewährleistung 
Das Unternehmen haftet nur für Schäden, die durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten 
seiner Mitarbeiter oder seiner Verrichtungsgehilfen verursacht werden. Für Schäden an Umzugsgut, die 
durch unsachgemäße Verpackung durch den Kunden verursacht wurden, übernimmt das Unternehmen 
keine Haftung. Bei Schäden ist der Kunde verpflichtet, diese unverzüglich nach Entdeckung 
anzuzeigen, spätestens jedoch innerhalb von 48 Stunden nach Durchführung der Leistung. 
 
8. Rücktritt und Stornierung 
Der Kunde kann bis zu 7 Tage vor dem vereinbarten Termin kostenfrei vom Vertrag zurücktreten. Bei 
einer Stornierung innerhalb von weniger als 7 Tagen vor dem Termin ist das Unternehmen berechtigt, 
eine Stornogebühr von 50 % des vereinbarten Preises zu erheben. Bei Nichterscheinen, Nichtantreffen 
des Kunden am Umzugs- oder Entrümpelungstag wird der volle Preis berechnet. 
 
 



9. Datenschutzbestimmungen 
Bezüglich der Verarbeitung von personenbezogenen Daten gilt die Datenschutzerklärung des 
Unternehmers. ANLAGE. 
 
10. Schlussbestimmungen 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB unwirksam oder undurchführbar sein oder nach 
Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen unberührt. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Gerichtsstand ist der Sitz 
des Unternehmens. 

 

 

Diese AGB wurden erstellt am: 

Aldenhoven, 02.11.2024  

 

 

   

Lino Griguoli 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

Datenschutzerklärung nach Art 13 DSGVO 
Für Lino Griguoli und seine Mitarbeiter ist der Schutz personenbezogener Daten von höchster 

Bedeutung. Wir möchten Sie deshalb an dieser Stelle darüber informieren, wie wir Ihre Privatsphäre 

schützen, wenn Sie uns Ihre personenbezogenen Daten zur Verfügung stellen. Alle Daten, die Sie bei 

uns speichern, geben wir ohne Ihr Einverständnis nicht an Dritte weiter. Wir werden auch Ihre Daten 

niemals verkaufen oder anderweitig herausgeben, mit anderen Daten abgleichen oder sonst wie nutzen 
– sondern uns geht es nur darum, die von Ihnen in Auftrag gegebene und vertraglich vereinbarte 

Dienstleistung einfach und bequem durch zu führen. Neben der selbstverständlichen Einhaltung der 

gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz möchten wir uns mit diesen Hinweisen zum 

verantwortungsvollen Umgang mit Ihren Datenverpflichten, sodass Ihre Privatsphäre zu jeder Zeit 

geschützt wird.  

 

I. Name und Anschrift des Verantwortlichen 
Der Verantwortliche im Sinne der Datenschutzgrundverordnung und anderer nationaler 

Datenschutzgesetze der Mitgliedsstaaten sowie sonstiger datenschutzrechtlicher Bestimmungen ist  
Herr Lino Griguoli,  

geschäftsansässig:  

Von-Pforzheim-Str. 45,  

52457 Aldenhoven,  

0172 – 253 50 49,  

griguoli.lino@googlemail.com 

 

II. Allgemeines zur Datenverarbeitung 
1. Umfang der Verarbeitung personenbezogener Daten 

Wir erheben und verwenden personenbezogene Daten unserer Nutzer grundsätzlich nur, soweit dies 
zur Abwicklung unserer Verträge erforderlich ist. Nach Erfüllung der vertraglichen Pflichten verarbeiten 

wir Daten nur nach erteilter Einwilligung. Eine Ausnahme gilt in solchen Fällen, in denen eine vorherige 

Einholung einer Einwilligung aus tatsächlichen Gründen nicht möglich ist oder die Verarbeitung der 

Daten durch gesetzliche Vorschriften gestattet ist. 

2. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
Soweit wir für Verarbeitungsvorgänge personenbezogener Daten eine Einwilligung der betroffenen 

Person einholen, dient Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO als Rechtsgrundlage. Bei der Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten, die zur Erfüllung eines Vertrages, dessen Vertragspartei die betroffene 

Person ist, erforderlich ist, dient Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO als Rechtsgrundlage. Dies gilt auch für 

Verarbeitungsvorgänge, die zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich sind. 



Soweit eine Verarbeitung personenbezogener Daten zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung 

erforderlich ist, der unser Unternehmen unterliegt, dient Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO als Rechtsgrundlage. 

Ist die Verarbeitung zur Wahrung eines berechtigten Interesses unseres Unternehmens oder eines 

Dritten erforderlich und überwiegen die Interessen, Grundrechte und Grundfreiheiten des Betroffenen 

das erstgenannte Interesse nicht, so dient Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO als Rechtsgrundlage für die 

Verarbeitung. 
3. Datenlöschung und Speicherdauer 

Die personenbezogenen Daten der betroffenen Person werden gelöscht oder gesperrt, sobald der 

Zweck der Speicherung entfällt. Eine Speicherung kann darüber hinaus erfolgen, wenn dies durch den 

europäischen oder nationalen Gesetzgeber in unionsrechtlichen Verordnungen, Gesetzen oder 

sonstigen Vorschriften, denen der Verantwortliche unterliegt, vorgesehen wurde. Eine Sperrung oder 

Löschung der Daten erfolgt auch dann, wenn eine durch die genannten Normen vorgeschriebene 

Speicherfrist abläuft, es sei denn, dass eine Erforderlichkeit zur weiteren Speicherung der Daten für 

einen Vertragsabschluss oder eine Vertragserfüllung besteht. 
VII. Rechte der betroffenen Person 
Werden personenbezogene Daten von Ihnen verarbeitet, sind Sie Betroffener i.S.d. DSGVO und es 

stehen Ihnen folgende Rechte gegenüber dem Verantwortlichen zu: 
1. Auskunftsrecht 

Sie können von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber verlangen, ob personenbezogene 

Daten, die Sie betreffen, von uns verarbeitet werden. 

Liegt eine solche Verarbeitung vor, können Sie von dem Verantwortlichen über folgende Informationen 

Auskunft verlangen: 

(1) die Zwecke, zu denen die personenbezogenen Daten verarbeitet werden; 

(2) die Kategorien von personenbezogenen Daten, welche verarbeitet werden; 
(3) die Empfänger bzw. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten offengelegt wurden oder noch offengelegt werden; 

(4) die geplante Dauer der Speicherung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten oder, falls 

konkrete Angaben hierzu nicht möglich sind, Kriterien für die Festlegung der Speicherdauer; 

(5) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der Sie betreffen- den 

personenbezogenen Daten, eines Rechts auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 

Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung; 

(6) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde; 
(7) alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten, wenn die personenbezogenen Daten 

nicht bei der betroffenen Person erhoben werden; 

(8) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Art. 22 

Abs. 1 und 4 DSGVO und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen über die 

involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung 

für die betroffene Person. 

Ihnen steht das Recht zu, Auskunft darüber zu verlangen, ob die Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt werden. In diesem 



Zusammenhang können Sie verlangen, über die ge- eigneten Garantien gem. Art. 46 DSGVO im 

Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden. 

 

 

 

2. Recht auf Berichtigung 
Sie haben ein Recht auf Berichtigung und/oder Vervollständigung gegenüber dem Verantwortlichen, 

sofern die verarbeiteten personenbezogenen Daten, die Sie betreffen, unrichtig oder unvollständig sind. 

Der Verantwortliche hat die Berichtigung unverzüglich vorzunehmen. 

3. Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
Unter den folgenden Voraussetzungen können Sie die Einschränkung der Verarbeitung der Sie 

betreffenden personenbezogenen Daten verlangen: 

(1) wenn Sie die Richtigkeit der Sie betreffenden personenbezogenen Daten für eine Dauer bestreiten, 

die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu überprüfen; 
(2) die Verarbeitung unrechtmäßig ist und Sie die Löschung der personenbezogenen Daten ablehnen 

und stattdessen die Einschränkung der Nutzung der personenbezogenen Daten verlangen; 

(3) der Verantwortliche die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung nicht länger 

benötigt, Sie diese jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 

benötigen, oder 

(4) wenn Sie Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß Art. 21 Abs. 1 DSGVO eingelegt haben und 

noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen gegenüber Ihren Gründen 
überwiegen. 

Wurde die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten eingeschränkt, dürfen diese 

Daten – von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit Ihrer Einwilligung oder zur Geltendmachung, 

Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte einer anderen 

natürlichen oder juristischen Person oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses der 

Union oder eines Mitgliedstaats verarbeitet werden. 

Wurde die Einschränkung der Verarbeitung nach den o.g. Voraussetzungen eingeschränkt, werden Sie 

von dem Verantwortlichen unterrichtet bevor die Einschränkung aufgehoben wird. 
 

4. Recht auf Löschung 
a. Löschungspflicht 
Sie können von dem Verantwortlichen verlangen, dass die Sie betreffenden personenbezogenen Daten 

unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwortliche ist ver- pflichtet, diese Daten unverzüglich zu 

löschen, sofern einer der folgenden Gründe zutrifft: 

(1) Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf 
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig. 

(2) Sie widerrufen Ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gem. Art. 6 Abs. 1 lit. a oder Art. 9 

Abs. 2 lit. a DSGVO stützte, und es fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung. 

(3) Sie legen gem. Art. 21 Abs. 1 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung ein und es liegen keine 



vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder Sie legen gem. Art. 21 Abs. 2 DSGVO 

Widerspruch gegen die Verarbeitung ein. 

(4) Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet.  
(5) Die Löschung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen 

Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem der 

Verantwortliche unterliegt. 

(6) Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der 

Informationsgesellschaft gemäß Art. 8 Abs. 1 DSGVO erhoben. 

b. Information an Dritte 
Hat der Verantwortliche die Sie betreffenden personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er 

gem. Art. 17 Abs. 1 DSGVO zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der 

verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch 

technischer Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personenbezogenen Daten 

verarbeiten, darüber zu informieren, dass Sie als betroffene Person von ihnen die Löschung aller Links 

zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien oder Replikationen dieser personenbezogenen 

Daten verlangt haben. 
c. Ausnahmen 
Das Recht auf Löschung besteht nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist 

(1) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information; 

(2) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach dem Recht der Union oder 

der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur Wahrnehmung einer 

Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem 

Verantwortlichen übertragen wurde; 

(3) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß Art. 9 Abs. 
2 lit. h und i sowie Art. 9 Abs. 3 DSGVO; 

(4) für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische 

Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gem. Art. 89 Abs. 1 DSGVO, soweit das unter Abschnitt 

a) genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich macht 

oder ernsthaft beeinträchtigt, oder  

(5) zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

5. Recht auf Unterrichtung 
Haben Sie das Recht auf Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung gegenüber dem 
Verantwortlichen geltend gemacht, ist dieser verpflichtet, allen Empfängern, denen die Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten offengelegt wurden, diese Berichtigung oder Löschung der Daten oder 

Einschränkung der Verarbeitung mitzuteilen, es sei denn, dies erweist sich als unmöglich oder ist mit 

einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden. 

Ihnen steht gegenüber dem Verantwortlichen das Recht zu, über diese Empfänger unterrichtet zu 

werden. 

6. Recht auf Datenübertragbarkeit 
Sie haben das Recht, die Sie betreffenden personenbezogenen Daten, die Sie dem Verantwortlichen 

bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten. 



Außerdem haben Sie das Recht diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch 

den Verantwortlichen, dem die personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern 

(1) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO oder Art. 9 Abs. 2 lit. a 

DSGVO oder auf einem Vertrag gem. Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO beruht und 

(2) die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 

In Ausübung dieses Rechts haben Sie ferner das Recht, zu erwirken, dass die Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten direkt von einem Verantwortlichen einem anderen Verantwortlichen 

übermittelt werden, soweit dies technisch machbar ist. Freiheiten und Rechte anderer Personen dürfen 

hierdurch nicht beeinträchtigt werden. 

Das Recht auf Datenübertragbarkeit gilt nicht für eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die für 

die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung 

öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde. 

7. Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen 
die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1 lit. e 

oder f DSGVO erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf diese Bestimmungen 

gestütztes Profiling. 

Der Verantwortliche verarbeitet die Sie betreffenden personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei 

denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, 

Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder 

Verteidigung von Rechtsansprüchen. 
Werden die Sie betreffenden personenbezogenen Daten verarbeitet, um Direktwerbung zu betreiben, 

haben Sie das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung der Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch für das Profiling, 

soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht. 

Widersprechen Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so werden die Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeitet. Sie haben die Möglichkeit, im 

Zusammenhang mit der Nutzung von Diensten der Informationsgesellschaft – ungeachtet der Richtlinie 

2002/58/EG – Ihr Widerspruchsrecht mittels automatisierter Verfahren auszuüben, bei denen 
technische Spezifikationen verwendet werden. 

8. Recht auf Widerruf der datenschutzrechtlichen Einwilligungserklärung 
Sie haben das Recht, Ihre datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung jederzeit zu widerrufen. Durch 

den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf 

erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 

9. Automatisierte Entscheidung im Einzelfall einschließlich Profiling 
Sie haben das Recht, nicht einer ausschließlich auf einer automatisierten Verarbeitung – einschließlich 
Profiling – beruhenden Entscheidung unterworfen zu werden, die Ihnen gegenüber eine rechtliche 

Wirkung entfaltet oder Sie in ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigt. Dies gilt nicht, wenn die 

Entscheidung 

(1) für den Abschluss oder die Erfüllung eines Vertrags zwischen Ihnen und dem Verantwortlichen 

erforderlich ist, 



(2) aufgrund von Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche 

unterliegt, zulässig ist und diese Rechtsvorschriften angemessene Maßnahmen zur Wahrung Ihrer 

Rechte und Freiheiten sowie Ihrer berechtigten Interessen enthalten oder 

(3) mit Ihrer ausdrücklichen Einwilligung erfolgt. 

Allerdings dürfen diese Entscheidungen nicht auf besonderen Kategorien personen- bezogener Daten 

nach Art. 9 Abs. 1 DSGVO beruhen, sofern nicht Art. 9 Abs. 2 lit. a oder g DSGVO gilt und angemessene 
Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie Ihrer berechtigten Interessen getroffen 

wurden. 

Hinsichtlich der in (1) und (3) genannten Fälle trifft der Verantwortliche angemessene Maßnahmen, um 

die Rechte und Freiheiten sowie Ihre berechtigten Interessen zu wahren, wozu mindestens das Recht 

auf Erwirkung des Eingreifens einer Person seitens des Verantwortlichen, auf Darlegung des eigenen 

Standpunkts und auf Anfechtung der Entscheidung gehört. 

10. Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 
Unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs steht Ihnen 
das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, insbesondere in dem Mitgliedstaat ihres 

Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des Orts des mutmaßlichen Verstoßes, zu, wenn Sie der 

Ansicht sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen die DSGVO 

verstößt. 

Die Aufsichtsbehörde, bei der die Beschwerde eingereicht wurde, unterrichtet den Beschwerdeführer 

über den Stand und die Ergebnisse der Beschwerde einschließlich der Möglichkeit eines gerichtlichen 

Rechtsbehelfs nach Art. 78 DSGVO. 
 

Stand der Datenschutzerklärung: 

 

Aldenhoven, 02.11.2024  

 

 

   

Lino Griguoli 

 


